
In der Senatssitzung am 12. Dezember 2023 beschlossene Fassung 

Die Senatorin für Wirtschaft, Häfen und Transformation 01.12.2023 

L 23 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 12.12.2023 

„Die Metall- und Elektrobetriebe im Land Bremen sehen schwarz“ 

(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 

A. Problem 

Die Fraktion der CDU hat für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) folgende 
Anfrage an den Senat gestellt: 
 

1. Wie bewertet der Senat die Ergebnisse der Herbst-Konjunkturumfrage des 
Arbeitgeberverbands Nordmetall, wonach über die Hälfte der befragten 
Betriebe der Metall- und Elektroindustrie im Land Bremen ihre gegenwärtige 
Geschäftslage als schlecht oder unbefriedigend bezeichnet – so viele wie in 
keinem anderen norddeutschen Bundesland? 

 
2. Wie bewertet der Senat, dass kein einziges der befragten Unternehmen im 

Land Bremen im Jahr 2024 eine Verbesserung seiner wirtschaftlichen Lage 
erwartet, fast ein Drittel der befragten Betriebe die Zahl ihrer Mitarbeiter in den 
kommenden drei Monaten verringern will – so viele wie in keinem anderen 
norddeutschen Bundesland – und dass über alle norddeutschen Bundesländer 
hinweg jedes fünfte befragte Unternehmen eine Produktionsverlagerung ins 
Ausland plant? 

 
3. Welche politischen Rahmenbedingungen müssten aus Sicht des Senats auf 

Bundes- und Landesebene verbessert werden, um die wirtschaftliche Lage und 
die wirtschaftlichen Aussichten der Betriebe der Metall- und Elektroindustrie 
und ihrer Beschäftigten nachhaltig zu verbessern und was unternimmt der 
Senat dafür? 

B. Lösung 

Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet:  

Zu den Fragen 1 und 2: 

Der Senat sieht sich durch die Befunde der Herbst-Konjunkturumfrage des 
Arbeitgeberverbands Nordmetall in seiner aktuellen Lagebeurteilung bestätigt: Die 
tiefgreifenden Folgen aufgrund der geopolitischen Veränderungen, der digitalen 
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Transformation, der Dekarbonisierung sowie des demographischen Wandels stellen 
die Industrie vor erhebliche Herausforderungen und erfordern eine Industriepolitik, die 
die Unternehmen bei der Bewältigung dieser Herausforderungen unterstützt.  
Wichtige Elemente dieser Veränderungsprozesse wie steigende Energie- und 
Materialkosten, Störungen der globalen Lieferketten, ein zunehmender 
Wettbewerbsdruck oder Fragen der Energiesicherheit führen auch bei den 
Unternehmen der Metall- und Elektroindustrie zu hohen Unsicherheiten. Die 
Ergebnisse der Herbst-Konjunkturumfrage des Arbeitgeberverbands Nordmetall 
spiegeln diese Unsicherheiten wider, zeigen mit Blick auf die Situation im Land 
Bremen aber auch eine hohe Ambivalenz:  
So ist auf der einen Seite zutreffend, dass mehr als die Hälfte der befragten Bremer 
Unternehmen die gegenwärtige Geschäftslage als „schlecht“ oder „unbefriedigend“ 
einschätzen. Zutreffend ist auch, dass keines der befragten Bremer Unternehmen in 
den kommenden sechs Monaten eine Verbesserung der Geschäftslage erwartet, ein 
Drittel der befragten Bremer Betriebe die Zahl ihrer Mitarbeitenden in den kommenden 
drei Monaten verringern will und ein Teil der befragten Unternehmen 
Produktionsverlagerungen ins Ausland plant. 
Auf der anderen Seite zeigen die Ergebnisse, dass die befragten Bremer 
Unternehmen über den höchsten Auftragsbestand in Norddeutschland verfügen. Der 
Auftragsbestand der Bremer Unternehmen reicht im Mittel für 14,6 Monate, also bis 
Ende des Jahres 2024. Zum Vergleich: Der Auftragsbestand der befragten 
niedersächsischen Unternehmen reicht nur für die kommenden 4,7 Monate. Mit 92,9% 
weisen die befragten Bremer Unternehmen aktuell die höchste Kapazitätsauslastung 
auf. Im Durchschnitt der norddeutschen Länder liegt die Kapazitätsauslastung bei 
87,0%. Zudem liegt der Anteil der Unternehmen, die im kommenden Jahr 2024 
investieren wollen mit 31% höher als in allen anderen Vergleichsregionen und 
überdurchschnittlich viele der befragten Bremer Betriebe schätzen die Verfügbarkeit 
geeigneter Bewerber und Bewerberinnen für Ausbildungsplätze als „befriedigend“ ein.  
Die Ergebnisse sind also differenziert zu betrachten. Sie zeigen durchaus die Sorgen 
der norddeutschen Unternehmen und belegen gleichzeitig, dass die aktuelle Lage – 
auch in Abhängigkeit der jeweiligen Branche – unterschiedlich bewertet wird. 
Während keines der befragten Unternehmen aus der Branche Metallerzeugung und 
Gießereien eine Besserung der Geschäftslage in den kommenden sechs Monaten 
erwartet, gehen 43% der befragten Unternehmen der Luft- und Raumfahrtindustrie 
von zunehmend besseren Geschäftsaussichten aus.  
Im Übrigen zeigen die Ergebnisse auch, dass zwar 17% der insgesamt 170 befragten 
Unternehmen angegeben haben, in den kommenden drei Monaten Personal abbauen 
zu wollen, gleichzeitig jedoch die Personaleinstellungen in Summe deutlich 
überwiegen, so dass die norddeutsche Metall- und Elektroindustrie in den 
kommenden Monaten mehr als 1.000 zusätzliche Arbeitsplätze schaffen wird. Auch 
dieser Befund verdeutlicht die Ambivalenz der Ergebnisse der Herbst-
Konjunkturumfrage des Arbeitgeberverbands Nordmetall.  
Der Senat misst empirischen Befunden wie der Herbst-Konjunkturumfrage des 
Arbeitgeberverbands Nordmetall grundsätzlich eine hohe Bedeutung zu. Darüber 
hinaus ist der Senat jedoch auch der Auffassung, dass die hier vorliegenden 
Ergebnisse mit Blick auf das Land Bremen nicht überinterpretiert werden sollten, da in 
die Auswertung die Angaben von nur 13 bremischen Unternehmen eingeflossen sind. 
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Wenn also zum Beispiel ein Drittel der befragten Bremer Betriebe die Zahl ihrer 
Mitarbeiter in den kommenden drei Monaten verringern will, bedeutet das, dass vier 
der 13 befragten Unternehmen planen, in den kommenden Monaten Personal zu 
reduzieren.  

Zu Frage 3: 

Die Transformation der Wirtschaft kann aus Sicht des Senats nur mit einer starken 
und international wettbewerbsfähigen Industrie gelingen. Die Metall- und 
Elektroindustrie wird dabei eine entscheidende Rolle spielen, sei es bei der 
Entwicklung von Technologien zur Erzeugung CO2-neutraler Energie, klimaneutraler 
Verkehrsmittel oder der Produktion grünen Stahls.  
Der Senat sieht die Ergebnisse der Herbst-Konjunkturumfrage des 
Arbeitgeberverbands Nordmetall als weiteren Beleg für die enormen 
Herausforderungen, vor denen viele und dabei insbesondere die energieintensiven 
Unternehmen stehen. Gleichzeitig sind damit enorme Chancen verbunden. Damit 
diese genutzt werden können, bedarf es aus Sicht des Senats Rahmenbedingungen, 
die den Unternehmen Planungssicherheit für Investitionsentscheidungen geben. 
Rasche Grundsatzentscheidungen in der Energiepolitik wie die Ausgestaltung der 
Preisbestandteile im Energiesektor sowie eine spürbare Beschleunigung der 
Planungs- und Genehmigungsverfahren sind unumgänglich. Der Senat ist auch 
weiterhin der Auffassung, dass für eine Übergangszeit ein Transformationsstrompreis 
für energieintensive Unternehmen notwendig ist.  
Auf Bundesebene müssen zudem tragfähige Lösungen für Investitionen in 
Zukunftstechnologien gefunden werden. Zentrale Projekte zum Aufbau der 
Wasserstoffwirtschaft, zur Produktion grünen Stahls sowie Investitionen in den Aufbau 
einer nachhaltigen Energieversorgung und unverzichtbarer Schlüsseltechnologien 
dürfen keinesfalls gefährdet werden. Der Senat setzt sich deshalb auch weiterhin für 
die Schaffung von geeigneten Finanzierungsinstrumenten auf Bundes- und 
Landesebene ein, insbesondere für die Realisierung großer Offshore-Windprojekte. Er 
engagiert sich darüber hinaus mit eigenen und Verbund-Förderprogrammen, um die 
Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen zu unterstützen. 
Beispiele hierfür sind u.a. Programme zur Entwicklung fortschrittlicher Technologien 
im Schiffbau, die Entwicklung neuer Lösungen, die zu umweltverträglicheren und 
perspektivisch CO2-neutralen Luft- und Raumfahrtsystemen beitragen sowie 
zahlreiche Förderprojekte im Rahmen des Landesinvestitionsförderprogramms. Im 
Zeitraum 2014 bis 2021 entfiel rund ein Drittel aller mit Mitteln der GRW geförderten 
Unternehmensinvestitionen auf Betriebe aus der Metall- und Elektroindustrie, 
insbesondere aus dem Bereich Herstellung von Metallerzeugnissen. Dabei wurde in 
den meisten Fällen die Erweiterung von in Bremen ansässigen Betriebsstätten 
gefördert. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 

Die Beantwortung der Anfrage hat keine finanziellen, personalwirtschaftlichen oder 
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genderspezifischen Auswirkungen. Die Konjunkturumfragen des 
Arbeitgeberverbands Nordmetall erfassen keine geschlechtsspezifischen Angaben.  

E. Beteiligung und Abstimmung 

Eine Abstimmung mit anderen Ressorts ist nicht erforderlich.  

F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Die Senatsvorlage kann nach Beschlussfassung über das zentrale elektronische 
Informationsregister veröffentlicht werden. Es bestehen keine datenschutzrechtlichen 
Bedenken.  

G. Beschluss 

Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Wirtschaft, Häfen und 
Transformation vom 01.12.2023 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der 
Fraktion der CDU in der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) zu. 
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